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2266 Der Schutz des Gemeinwohls der 
Gesellschaft erfordert, daß der Angreifer 
außerstande gesetzt wird zu schaden. Aus diesem 
Grund hat die überlieferte Lehre der Kirche die 
Rechtmäßigkeit des Rechtes und der Pflicht der 
gesetzmäßigen öffentlichen Gewalt anerkannt, der 
Schwere des Verbrechens angemessene Strafen 
zu verhängen, ohne in schwerwiegendsten 

Fällen die Todesstrafe auszuschließen. Aus 
analogen Gründen haben die 
Verantwortungsträger das Recht, diejenigen, die 
das Gemeinwesen, für das sie verantwortlich sind, 
angreifen, mit Waffengewalt abzuwehren. 

Die Straft soll in erster Linie die durch das 
Vergehen herbeigeführte Unordnung 
wiedergutmachen. Wird sie vom Schuldigen willig 
angenommen, gilt sie als Sühne. Zudem hat die 
Strafe die Wirkung, die öffentliche Ordnung und 
die Sicherheit der Personen zu schützen. 
Schließlich hat die Strafe auch eine heilende 
Wirkung: sie soll möglichst dazu beitragen, daß 
sich der Schuldige bessert [Vgl. Lk 23,40—43.].  

 
2267 Soweit unblutige Mittel hinreichen, um das 
Leben der Menschen gegen Angreifer zu 
verteidigen und die öffentliche Ordnung und die 
Sicherheit der Menschen zu schützen, hat sich die 
Autorität an diese Mittel zu halten, denn sie 
entsprechen besser den konkreten Bedingungen 
des Gemeinwohls und sind der Menschenwürde 
angemessener. 
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2266 Der Einsatz des Staates gegen die Ausbreitung 
von Verhaltensweisen, welche die Rechte des Menschen 
und die Grundregeln des gesellschaftlichen 
Zusammenlebens schädigen, entspricht einer 
Forderung des Schutzes des Gemeinwohls. Die 
gesetzmäßige öffentliche Gewalt hat das Recht und die 
Pflicht, der Schwere des Verbrechens angemessene 
Strafen zu verhängen. Die Strafe hat vor allem das Ziel, 
die durch das Vergehen herbeigeführte Unordnung 
wiedergutzumachen. Wird sie vom Schuldigen willig 
angenommen, gewinnt sie sühnenden Wert. Schließlich 
hat die Strafe, über die Verteidigung der öffentlichen 
Ordnung und die Sicherheit der Personen hinaus, eine 
heilende Wirkung: sie soll möglichst dazu beitragen, 
daß sich der Schuldige bessert. 
  
2267 Unter der Voraussetzung, daß die Identität und 
die Verantwortung des Schuldigen mit ganzer Sicherheit 
feststehen, schließt die überlieferte Lehre der 
Kirche den Rückgriff auf die Todesstrafe nicht 

aus, wenn dies der einzig gangbare Weg wäre, 
um das Leben von Menschen wirksam gegen 

einen ungerechten Angreifer zu verteidigen.  

Wenn aber unblutige Mittel hinreichen, um die 
Sicherheit der Personen gegen den Angreifer zu 
verteidigen und zu schützen, hat sich die Autorität an 
diese Mittel zu halten, denn sie entsprechen besser den 
konkreten Bedingungen des Gemeinwohls und sind der 
Menschenwürde angemessener.  

Infolge der Möglichkeiten, über die der Staat verfügt, 
um das Verbrechen wirksam zu unterdrücken und den 
Täter unschädlich zu machen, ohne im endgültig die 
Möglichkeit der Besserung zu nehmen, sind jedoch 
heute die Fälle, in denen die Beseitigung des 

Schuldigen absolut notwendig ist, "schon sehr 
selten oder praktisch überhaupt nicht mehr 
gegeben" (Evangelium Vitae, 56).  
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2266 (Wortlaut wie 2003) 

2267 Lange Zeit wurde der Rückgriff auf die 
Todesstrafe durch die rechtmäßige Autorität – 
nach einem ordentlichen Gerichtsverfahren – als 
eine angemessene Antwort auf die Schwere 
einiger Verbrechen und als ein annehmbares, 
wenn auch extremes Mittel zur Wahrung des 
Gemeinwohls angesehen. 

Heute gibt es ein wachsendes Bewusstsein dafür, 
dass die Würde der Person auch dann nicht 
verloren geht, wenn jemand schwerste 
Verbrechen begangen hat. Hinzu kommt, dass 
sich ein neues Verständnis vom Sinn der 
Strafsanktionen durch den Staat verbreitet hat. 
Schließlich wurden wirksamere Haftsysteme 
entwickelt, welche die pflichtgemäße Verteidigung 
der Bürger garantieren, zugleich aber dem Täter 
nicht endgültig die Möglichkeit der Besserung 
nehmen. 

Deshalb lehrt die Kirche im Licht des 

Evangeliums, dass „die Todesstrafe 

unzulässig ist, weil sie gegen die 
Unantastbarkeit und Würde der Person 

verstößt“ [1], und setzt sich mit 
Entschiedenheit für deren Abschaffung in 
der ganzen Welt ein. 

[1] Francisco, Discurso del Santo Padre Francisco con 
motivo del XXV Aniversario del Catecismo de la Iglesia 
Católica, 11 de octubre de 2017: L’Osservatore 
Romano, 13 de octubre de 2017, 5. 

 


